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neue Anforderungen entstanden. (Bewegung.) I m
Volke bat man es immer noch nicht begriffe«,
daß auch der Staat arm ist, wenn da» Land arm
i st. Unb Preußen ist ein arme» 2anb. Preußen ist heute nur
noch ein ©lieb bes werdenden deutschen Einheit»
ft a a t e 8 , denn e5 hat wichtige Einnahmequellen an das Reich
abgegeben und erhält von der Reichreinkommen steuer nur noch
fest begrenzte Anteile. Dadurch wird bie Finanzlage Preußens
ernst, ebenso bie ber Gemeinden, die nicht Zuschläge zur Ein
kommensteuer erheben können. TaS Reich hat sich allerdings bereit-
erklärt, auf unser Drängen von ben auskommendcn Beträgen
außer Einkommensteuer einen halben JahreSbetrag zur Ver-
fügung zu stellen, au» bem Preußen vorzugsweise bie Gemeinde-
verbände befriedigen wird. Tie Gemeinden werden auch
entlastet durch Preußens Uebernahme eines erheblichen Teile»
der Volkrschullast der Gemeinden im Gesamtbeträge von
1400 Millionen. Die Erschließung neuer Einnahmen soll durch
Erhöhung der Gebühren unb ber Gelb st rasen
erreicht werden. Vor allem müssen aber die Ausgaben auf tai
Aeuherste eingeschränkt werden. Tie bisherigen Jnstanzenzüge
kann sich ein verkleinertes und verarmtes Preußen nicht mehr
leisten. Der Abbau wird auch von den Zentralstellen burd’gefubri
werden müssen. Hier kann das Mini >: erium der öffent-
lichen Arbeiten, sobald die Wasserstraßen an das Reich
übergegangen sind, seine Tätigkei: ein ft eilen. Nur ein
einheitliches Ministerium für die wirtschaftliche und soziale Or-
ganisierung der Arbeit ist noch nötig. Bei Durchführung dieser
Neuorganisation und des Achtstundentages, ferner bei Abschafsun
der behördlichen Schwerfälligkeit und bei möglichst weitgehende.-
Durchführung be» Grundsatzes bet größten Leistung bei kleinstem
Aufwand braucht Preußen bann auch künftig noch nicht zu ver-
zweifeln.

Woldt (SD.): Einem vorzeitigen AuSeinandergehen der
LandeSversammlung würden wir nickt zusiiinmen, denn wir sind
gewählt, um Preußen eine Verfassung zu geben. Auch die
Wahlgesetze, ber Haushalt, bie Vertretung ber Provinzen im
ReichSrcki und eine Anzahl anderer VerwaltungSgesetze müssen
noch durchgesührt werden. Gegenüber der rücksichtslosen Partei-
taktik ber Unabhängigen geht der Ernüchterungsprozeß
bei ber Arbeiterschaft erfreulich vorwärts. Im Hinblick auf Spg
stelle ich fest, daß die Kriegstreiber unb Kriegshetzer au«
tn Preußen politisch und parlamentarisch in der
Minderheit sind. Hinter uns stehen bie entscheidenden
politischen Kräfte, bie zum Wieberaufbau bet Völker und Be-
festigung deS LölkerfriedenS ehrlich bereit sind. Wir sind gegen
den Abhau ber Zwangswirtschaft. Wenn sie durch
den Ueberfluß an Produktion gelockert werden könnte, verlangen
wir Gem ein wirtschaft. Nicht ein Abbau ber Löhne,fondemt
eine Regulierung der Lebens mittelpreise ist nötig.
Ter Ausgangspunkt für alle Gesetzgebungen muß immer
Wahl ber Arbeiterschaft fein. Taran haben bte Wahlen nicht»
geändert. (Beifall bei den SPD )

Riehl (Z.): Aus politische Fragen gehe ich nick: ein. Ter Etat
macht äußerlich einen guten Eindruck. Tatsächlich ist jedoch bie
Deckung deS MehrbedanS der neuen Desoldungsordnung nicht ge-
geben. Da» Volk muß sich klarmackfen, daß es endlich wieder auf-
wachen heißt zur Sparsamkeit, ArLeitSfreudigkeit, Sitte, Ordnung,
und Ruhe. »Beifall im Zentrum.!

Toinlnikuö (DTP.): Wir bedauern, daß ber Abgeordnete Dr.
Friedberg mit seiner unerreichten Beherrschung deS Stoffe» hier
den Haushalt nicht mehr behandeln kann. (Lebhafte Zustimmung
Bei ben DTP.) In die politischen Fragen mischen wir uns nicht
ein. Die Unvevantwortlichkeil ber demokratischen Partei an bet
politischen Mitarbeit ist trotz ihrer Niederlage im Wahlkampf nicht
erwiesen. (Beifall bei den DDP.)

v. b. Osten (DNP.): DaS Finanzknld Preußens rst er
fchütternd. Wie verträgt eS sich mit der Sparsam , daß wieder
zahlreiche neue Beamtenstellen vorgesehen sind? Tas alte Regime
war ungleich sparsamer. Dem Wahlausfall muß durch eint ent»
sprechende Ernennung von Landräten und anderen Beamten Rech-
nung getragen werden. Tas Ministerium arbeitet aber nicht nach
demokratischen Grundsätzen. (Lebhafte Zustimmung rechts.) Al»
ein Regierungspräsident fragte, wa» denn gegen ibn vorliege,
sagte ihm ein Herr von ber Regierung: .Tak weiß ich selber nicht."
Ueber bie Besetzung ber LandratSämter entscheidet bie sozialdemo-
kratische Fraktion. Wenn der sozialdemokratisckie Redner meint,
hinter ihm stunden die Kräfte für ben Wiederaufbau, so muß doch
gesagt werden, daß sich bie Sozialdemokratie im Reichstage ber ba-
durck gegebenen Pflicht entzogen hat und in bie Opposition gegan-
gen ist (Unruhe bei den SPD.) Arbeiterschaft und Sozialdemo-
kratie sind nicht dasselbe. Die Arbeiterschaft muß sich namentlich
von dem Irrwahn der internationalen Verbrüderung unb von bem
Irrwahn de» KlassenkampseS abwenden. Nicht Haß, sondern natio-
naler Aufbau und Versöhnung können un» helfen. Der vom»
merscke Landarbeiterstreik ist ein Beispiel für eiti-n politischen
Streik, den die Berliner Verbandsleitung angezettelt hat. (Un-
ruhe bei den SPD. und Rufe: Sprechen Sie doch über den Liefen-
streikI" — .Verleumdung!' — Präsident Seiners weist diese»
Wort zurück.) Das Volk lechzt nach Autorität und Ordnung. Be-
freien wir es von der Parteilcidensckaft und wir werden wieder
ein einiges, aufstrebendes Volk. (Lebhafter Beifall rechts.)

Leid (USP ): Nach dem Ausgang ber Wahlen hat bie Catt-
deSoerfammlung überhaupt keine Existenzberechtigung mehr.
Vorwürfe gegen unsere Haltung im Wahlkampf lassen wir uns
nicht machen. Der Wahlkampf ist bazu da, bem Volke die Wahr-
heit zu sagen und eS über unseren Klassenstaal aufzuk'ären. Der
Kultusminister sollte einmal in feiner Verwaltung gründlich bie
muffige Luft der Geheimräte austreiben. Wir begrüßen cS, daß
der WahlfahrtSministcr sich der Mieter angenommen hat. Er foUr
dem reaktionären WohnungSverband endlich da? Lebenslicht a:t?»
blasen. Die Polizei muß Aufgabe der Gemeinde werden. Für
die Behauptungen Heine», daß di« Unabhängigen im Solde der
Entente ständen, ist nicht der geringste Vetoei» erbracht. Ihre
Aufgabe, Preußen bie Verfassung zu geben, hat bie Landesver-
lammlung nicht gelöst, und wenn sie so weitermacht, wird e»
nie geschehen. Gegen die Landräte hat sie nur zu wenig getan.
Dir erbeben aber Einspruch dagegen, daß ein Mann wie No?ke
Cberpräfibent wird. Nach dem Ausfall ber Wahlen hat die
NoSkepolitik vollkommen Schiffbruch erlitten, so ist feine Er-
■nennung eine Provokation ber Arbettersck-aft. Der 800 000»
Mark-FondS zur Bekämpfung bes Verbrechertums ist lediglich
ein SpitzelfondS. Welche Stellung hat eigentlich der Staat?,
kommissar für die öffentliche Sicherheit? Bisher machte er eigene
Politik. Der Pommersche Landbund stellt fick ben industriellen
Scharfmachern würdig an bie Seite. Tie Klassenjustiz feierte
Orgien, namentlich im Ruhrrcvier. TaS Schlimmste ist die Fee-
sprechung der Marburger Mörderbande. Zwischen Ausbeutern
und Ausgebeuteten gibt e.5 keine Versöhnung. Der Klassenkampf
wird zum Sozialismus führen.

Danach wird die Besprechung abgebrochen. Ta« Hau» ver-
weist eine Anzahl kleinerer Vorlagen an die entsprechenden Aus-
schüsse. Für da» Lehrerbesoldungsgesetz wird ein be-
sonderer Ausschuß gebildet.

Präsident Leinert gibt darauf eine Erklärung gegen die
in bet Presse geäußerte Auffassung ab, daß et bie Nachprüfung
der DesolbungSvorlage zuungunsten ber Beamten verschleppt habe.
Gegen die damit verbundenen Vorwürfe der .Deutschen Tages
«eitung* sich zu verwahren, hält bet Präsident für unter feiner
Würde.

Danach vertagt sich das Hau» auf Mittwoch, 12 Uhr. Wetter-
beratung des Haushalt». — Schluß 6% Uhr.

MM- M AMMMlsesm.

Hamburg und Umgegend.
Siu Schiedsspruch LVrr TrurrnugSzulagk« tm Tabak

gkwnbe.
Don ber Gauleitung bei Tabakarbeiterver-

ba n d e » (Bau 1) wirb uni geschrieben: Im Oktober 1919 unter-
breiteten die Zentralvorstande der Tabakarbeit-rverbände bem
Zentralvorstand bei Reichlverbandel deutscher Zigarrenherfieller
einen Antrag zweckl Abschlusse» ein«» ReichStarifverrragel für
bie Zigarrenherstellung. Gleichzeitig wurde ein diesbezüglicher
Entwurf eingereicht. In den folgenden äußerst langwierigen
Verhandlungen mutzten erhebliche Widerstände, bie hauptsächlich
von einem einflußreichen Teil ber Arbeitgeber gegen den Ab-
schluß von Tarifverträgen erhoben wurden, überwunden werden.
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Mittwoch, den 7. Juli 1930. - Morgen-Ausgnlie. ' 34. Jahrgang.

Die Konferenz in Spa.

Der Wiederavfvau Europas — Kerupuntt der Souferenz.
Einem Drahtbericht d«S .Vorwärts'-Berichterstatters in Spa

sntnehmen wir:
Lloyd George hat sich für eine gründliche Be-

ratung in mindestens 10 Tagen eingesetzt, gegenüber einer
sehr kurzen Beratungszeit, für die Millerand eintrat. Lloyd
George verwies sofort auf die unsichere Grundlage der geplanten
Anleihe, wenn keine völlige Klärung erfolge, und auf die ab-
lehnende Haltung Amerika- zur Teilnahme an dieser Anleihe, im
Falle der Durchpeitschung der Frage.

Minister Simons stellte nach Schluß der Sitzung den
deutschen Pressevertretern den ersten Eindruck dahin zu-
sammen: Nicht optimistisch, aber nichthoffnung-lo-. Wenn
in Spa keine Grundlage zur Verständigung geschaffen werde,
könne man mit der Zerschmetterung Europas rechnen.
Der Minister war der Ansicht, daß vor allem die zerstörten
Gebiete Frankreich», diese offene Wunde am Leibe
Europas, wieder aufgebaut werden müßten. Auf die Frage
deS Berichterstatters des Berliner .LokalanzeigerS", ob ein tech-
nisches Aufbauprogramm vorhanden wäre, sagte der
Minister, daß er sich sehr eingehend mit dieser Frage beschäftigt
habe. Sie sei heikel und könne leicht falsch aufgefaht werden,
wenn Deutschland von sich aus ein solche» Programm entwickle.
ES soll bei einem Teil der französischen Delegation die Weigerung
bestehen, sich über ein solches Programm ernsthaft auSeinander-
zusetzcn. Wahrscheinlich wird die Erörterung aller dieser Ding«
der Fachkommission Vorbehalten sein.

ES scheint, als ob mit der Anwesenheit der Premierminister
nur bis Donnerstag zu rechnen ist. Bis dahin müßte eine grund-
sätzliche Einigung erfolgt sein. Die Einzelarbett aber bleibt bei
den Kommissionen, die dann ihre Ergebnisse tu den großen
Miriistersitzungen vorzulegen hätten.

(Weitere Drahtmeldungen.)
sketchSkanzler Fehrenbach empfing Montag nachmittag

in seiner keinen Villa die Vertreter der nichtdeuische» Preise und
danach die deutschen Journalisten. Die Ansprache des Reichs-
kanzlers an die nichideutschen Pressevertreter wurde von Dol-
metschern satzweise ins Englische und Französische überttr tgen.
Den wesentlichen Inhalt gab Fehrenbach dann den deutschen
Berichterstattern bekannt. Er läßt sich in zwei Sätzen zusammen-
fassen: Deutschland wird den Vertrag erfüllen, soweit eS ihn für
erfüllbar hält. Dazu braucht es Nahrungsmittel und Rohstoffe.
Den deutschen Journalisten erzählte Fehrenbach auch seinen Ein-
druck von bet letzten Sitzung. Sie war ohne jede Feierlichkeit
und ganz geschäftsmäßig. Die Deutschen wurden korrekt und
unpersönlich behandelt.

WTB. Spa, 6. Juli. Die nächste Konferenz findet heute
nachmitttag 3’.6 Uhr im Schloß de la Freineuse statt. Es kommt
dabei die militärische Frage zur Behandlung. An der
Sitzung werden noch die bis dahin erwarteten Reichswehrminister
Dr. Geßler sowie General von Seeckt teilnehmen.

WTB. Spa, 6. Juli. Die belgischen Morgenblätter bringen
chll« Berichte über die gestrige erste Sitzung, größtenteils unter'
Anlehnung an das amtliche Kommunique mit unwesentlithen
Abweichungen. Die Vertagung der Konferenz wird bithcr nicht
kommentiert, immerhin deuten Ueberschriften, wie z. B. „Ein
Theatercoup'', .Der erste Zwischenfall", darauf hin, wie man die
Sache auf der alliierten Seite beurteilt wissen will. „Le Soir"
bringt in Sperrdruck eine anscheinend offizielle Rotiz, worin es
heißt: Die Deutschen hatten die Ankunft deS Reichswehr»
minister» General» von Seeckt verschoben. An diesem Umstand
scheiterte die Sitzung. Das beweist auch bte Einmütigkeit bet''
Alliierten in diesem Punkte, wobei man besonders bte Energie,
womit Lloyd George der deutschen Delegation den unbeugsamen
Willen der Alliierten bezüglich be» Programms bet Konferenz
mitteilte, beachtete.

Beachtenswert ist eine gewisse Nervosität, bte in den Au»,
führungen aller belgischen Blätter angesichts der bevorstehenden
Erörterung der Frage der Wiedergutmachung sich zeigt.
Man fürchtet in belgischen Kreisen anscheinend, daß der belgi-
sche Vorrang auf Zahlung von 2% Milliarden
feiten» Deutschlands irgendwie hinwegdisputiert oder, wie er im
^teure" heißt, durch Schaffung neuer Prioritäten wertlos wer-
den könnte. Besonder» scharf wirb biese Ansicht in der Unter-
redung auSgebrückt, die ber Vertreter des .Soir" mit ben
Ministern JaSpar unb Lyman» hatte. IaSpar er-
klärte: Lor allem möchte ich Ihnen sagen, daß ein Hauptpunkt, der
bisher von niemandem, wenigstens förmlich bestritten wurde,
den man aber bereits in gewissen Kreisen diskutierte, der ist,
ob Belgien 2% Milliarden erhalte. Belgien wird nicht auf die
Priorität dieser 2% Milliarden verzichten. Durch ein Sonder-
ablommen, das am Tage vor der Unterzeichnung des Friedens-
Vertrages von Versailles abgeschlossen wurde, erhielt unser Land
feiten» der Vereinigten Staaten, Frankreichs und Groß,
britanniens die formelle Zusicherung, baß er, wie bei
bet ersten beutschen Zahlung, vorweg eine ©elbent-
schädigung in Höhe von 9% Milliarben bekommen
solle. Belgien unterzeichnete ben Friedensvertrag, weil e? biese
formelle Zusicherung bekam und weil bie Alliierten sich ver-
pflichteten, ihm bie Kriegsschulden zu erlassen. Ueber diesen
Punkt wird die belgische Regierung niemals mit sich handeln
lassen. Der Minister erklärte weiter, daß e$ doch nicht an-
gängig sei, Belgien unter dem Vorwande zu benachteiligen, daß
eS sich besonders gut wieder erholte. Das habe es nur seiner
eifrigen Arbeit zu verdanken. Die Ausführungen schließen mit
dem üblichen Appell an bie Alliierten unb Freunde, die nicht»
Ungünstiges tun würden. Zum Schluß sagte Iaspar: Und
jetzt hoffen wir, daß wir dazu kommen, die Ziffer der
beutschen Schuld fest zusetzen unb Maßnahmen zu
treffen, daß ihre Zahlung ermöglicht wird zum Besten von allen,
zum Besten von Deutschland, wie zum Besten für uns selbst.•

SttnnkS Bei Millerand.
WTB. Pari», S. Juli. HavaS. Der Sonderberichterstatter

bei „Matin" in Sva telegraphierte feinem Blatte: Gestern hatte
Hugo Stinnes, der von Köln gekommen war, eine lange Zu-
sammenkunft mit Millerand. Dieser empfing ihn im franzö-
fischen Quartier. StinneS setzt« Millerand seine Pläne über Die
5B t «derherstellung der verwüsteten Gebiete aus.
einander. Millerand machte einige Einwendungen, erklärte sich
aber lebhaft interessiert durch da» von Dtinnes entwickelte System
einer internationalen Mitwirkung.

Danzig nicht mehr auf der Tagesordnung.
WTB. Spa, K. Juli. Bon zuständiger deutscher Seite wird

«rfigeteilt: Bei der gestrigen ersten Sitzung bet Konferenz war aU
letzter Programmpunki die Danziger Frage ausgestellt. Dm
deutsche Delegation erhob dagegen keinen Einspruch, da angenom»
mm wenden konnte, daß in Verbindung damit sämtliche schweben-
den Qstfragen erörtert werden sollten. Da e8 sich um ein Miß-
Verständnis handelte, ist bie Danziger Frage wieder von bet
Tagesordnung abgesagt worden, und bie bereit» hetge^tenen
Sachverständigen werden ihre Reise hierher nicht antreten.

Die Verteilung der KriegSenlschädistung.
WTB. Spa. 6. Juli. Millerand empfing ben italieni-

schen Vertreter, Grafen Sforza, und hatte eine Besprechung
mit Lloyd George. Die Sachverständigen versuchten, den in
Brüssel aufgestellten Grundsatz, betreffend bie Verteilung
bet beutschen Entfchäblgung, zur Anwendung zu
bringen. Die waren sich klar darüber, daß bas Prioritätsrecht
auf 2^4 Milliarben Goldmark, das der Vertrag von Versailles
Belgien gewährt, wenn es ohne Abänderung aufrechterhalten
würbe, dazu führen würde, daß die erste zur Tilgung der deut-
schen Schuld bestimmte internationale Anleihe vollständig zur
Sicherstellung de» Belgien gewährten Privileg» dienen würde.
Infolgedessen schlug man Belgien vor, daß da» Vorzugsrecht bei-
behalten werden soll mit dem Vorbehalt, die Summe in mehrere

Teilsummen zu zerlegen, deren Bezahlung allmählich er-
folgen soll. Unter dieser Voraussetzung würden bie Engländer
mit dem achtprozentigen Anteil von Belgien einverstanden blei-
ben, wie er in Brüssel festgesetzt ist Die Frage ist noch nicht
endgültig entschieden. Am Schlüsse der Zusammenkunft bet
finanziellen Sachverständigen wurde die italienische Note geprüft«
in ber ber Stäfibpunkt Italiens zur Verteilung ber Entschädigung
dargelegt wird.

Amsterdam, 6. Juli. Ter Korrespondent der .Time»'
tn Spa meldet feinem Blatte, daß sich bie Alliierten, bevor sie
nachrnitttagS die Verhandlungen mit den beutschen Delegierten
fortsetzen, vormittags untereinander beraten werden. In dieser
Sitzung soll bie türkische Frage zur Besprechung kommen
unb nach einer anderen Frage bie Entschädigung von neuem bet»
hanbelt werben.

Deutscher Reichstag.
(Don unserem parlamentarischen Mitarbeiter.

bte 28. Juli.
Da nach Abreise des Vizekanzlers Heinze insgesamt

7 Reichsminister im Auslande weilen, hat sich der Reichstag heute
im Einverständnis mit allen Fraktionen bis zum 28. Juli ver-
tagt. Erst dann werden also u. a. bie Interpellationen übet
die Lebensmittelversorgung, über die Arbeits-
losigkeit unb übet bie Wohnungsnot erledigt werden.
In der kurzen Sitzung am Dienstag verabschiedete dar Haus ein
Gesetz, da» einige Härten beim Steuerabzug beseitigt. Auch bie
Ungerechtigkeit ist beseitigt, daß bie hohen unb höchsten Ein-
kommen auch nicht mehr als 10 pZt. abgezogen erhalten. Es
werden z. B. bei einem Monatseinkommen von 5000 JC monat-
lich 1250 M abgezogen. Bei einem Einkommen von 20 000 JC be-
trägt ber monatliche Abzug 8000 «.< usw. Die Unabhängigen
leisteten sich wieder ein Glanzstück ihrer Politik. Sie stimmten
nämlich ausdrücklich gegen ben Paragraphen bes Gesetze», ber biese
hohen Abzüge bei ben hohen Einkommen festlegt. Ucberhaupt
war ihr Verhalten wenig klar. Von Rednern aller Parteien
mußten sie sich sagen lassen, daß sie im Ausschuß erklärt hätten,
dem Gesetzentwurf nicht z u widersprechen, nun stimmten
sie im Plenum doch dagegen. Ueberhaupt hatten bie Unabhän-
gigen am heutigen Tage toieber einen AblehnungSkoller
um jeden Preis. So stimmte ihre Fraktion gegen da»
Diätengesetz, weil sie eS als des Parlament» für unwürdig
erklärte, daß für da» Fernbleiben von einer Sitzung 50 JI ab-
gezogen würden. Der Protest gegen da» Gesetz wird bie Un-
abhängigen bessenungeachtet aber nicht hindern, pünktlich ihre
Diäten zu erheben. Sparsamkeit kann übrigen» ihr Verhalten
nicht bestimmt haben, denn im Ausschuß hatten sie wenig weiter-
gehende Anregungen gegeben. Auch ein Gesetzentwurf, ber einem
Ausschuß de» Reichsrat» unb des Reichstages vorübergehend das
Recht geben sollte, gesetzliche Maßnahmen zur Regelung bcS
Uebergange» von ber Kriegswirtschaft in bie
Frieben-Wirtschaft zu treffen, fand keine Gnade bei ben
Unabhängigen. Sie widersprachen der sofortigen Vornahme der
dritten Lesung, so daß der Gesetzentwurf vertagt werden mußte.
Der einzige Erfolg dieser Taktik ist, daß ber volkswirtschaftliche
Ausschuß verhindert wird» in der Pause be» Reichstage» wichtige
wirtschaftspolitische Maßnahmen zu treffen, unb daß bie Re-
gierung größere Freiheit hat. als bei Annahme beS Gesetz»
entwurfes.

Die kurze Sitzung würbe geschlossen mit einem eindringlichen
Aufruf be» Präsidenten Löbe an die Ost- und Wesipreußen, am
Lbstimmungstage, dem 11. Juli, dem deutschen Vater»
lanbe treu z u bleiben. Löbes begeisternde Beredsamkett
riß da» Hau» und die Tribünen zu einer stürmischen Kund-
gebung hin.

(Telephonischer Bericht.)
a. Sitzung. Berlin, 6. Juli, nachmittag» 3 Uhr.

Auf eine Anfrage des Abgeordneten Hoch (SD.),
ob ber Regierung die im »Vorwärts' vom ß. März mitgcteilte
Tatsache über enorme Ueberpreise ber großen Elsen-
unb Stahlinbustriellen während »es Krieges bekannt
sei, erwidert ber Regierungsvertreter, baß eine Kam-
Mission im Oktober 1910 die Angelegenheit dem parlamentarischen
Untersuchungsausschuß vorgelegt hat.

Präsident Lübe macht hierauf Mitteilung von einem
Telegramm des Reichskauficrs

da» die Minister Heinze unb Geßler nach Spa ruff. Der
AeltestenauSschuß hat baraushin beschlossen, bie Beratungen
des Reichstages zu unterbrechen unb erst nach Ab-
schluß ber Verhanblungen in Spa toieber aufzunehmen. Das
Hau» erklärt sich bamit einverstanden.

Die Besprechung ber Interpellationen wirb abgesetzt
und es kommt zunächst ein schleuniger Antrag aller Par-
teien mit Ausnahme der USP- zur Verhandlung, der eine

Ergänfnng zum Steuerabzug vom Arbeitslohn
bringt. Danach hat bei ständig beschäftigten Arbeitnehmern der
Steuerabzug im Falle ber täglichen Berechnung des Arbeits-
lohnes für 5 JI, im Falle wöchentlicher Berechnung des Arbeits-
löhne» für 30 JI und im Falle monatlicher Berechnung für 125 .<
zu unterbleiben. Außerdem erhöht sich der abzugsfreie
Betrag für jede zum Haushalt gehörige Person im ersten Falle
um 1,50 Jt, im zweiten Falle um 10 .tk und im dritten Falle
um 40 JL. Ferner wird beantragt, daß eine starke Staffe-
lung für den Abzug Platz greift, bie bi» 30 000 JI 15 pZtt, bi»
1000 000 JI 56 pZt. beträgt

Eichhorn (USP.): Wegen des Steuerabzüge» sind schon
Streiks ausgebrochen. Für alle» das trägt die Regierung
die Verantwortung, bie diese Ausnahmegesetze gegen bie Arbeiter
erlassen hat Wir verlangen Aushebung der gesamten Bestim-
mungen über ben Steuerabzug. (Beifall bei ben USP.)

Braun-Franken (SD): Aus den Ausführungen be» Vor-
redner» ergibt sich, daß in der Unabhängigen Partei zwei R i ch -
t u n g e n sind, eine, bie ben heutigen Entwurf ablehnt, und die
andere, bie ihn im Ausschuß angenommen hat. (Hört
hört!) In diesem Gesetzentwurf wirb eine Reihe von Fortichritten
gegenüber dem bestehenden Gesetz geschaffen, gan$ besonder» ist
die Ungerechtigkeit beseitigt, daß der Abzug in gleicher Höhe bi»
zu den höchsten Gehaltsempfängern erfolgt Die» ist durch eine
starke Progression, die bi« zu 65 pZt steigt, jetzt abgeschafft
worden. (Beifall.)

Die Abgeordneten Dieweil und Frau Ziegler (USP.) be-
streiten, als Ausschußmitglieder für ben Gesetzentwurf eingetreten
zu sein.

Niedmüller (DD.) bestätigt bie Ausführungen be» Abge-
ordneten Bvaun. Ebenso Abgeordneter Riester <TNP.).

In der Abstimmung wird bie Vorlage in allen drei Lesungen
angenommen gegen bie Stimmen der USP-

E» folgt bie Ttiitenvorlage für bie Mitglieder be» Reichs-
tage». Die sollen eine monatliche Entschädigung von 1500 JI er-
halten. Für jeben Tag, an bem sie an der Sitzung nicht teil-
genommen haben, werden 50 Jt abgezogen.

Ledebour (USP.): Wir find gegen ben Abzug, da die»
eine Straffestsetzung für die Volksvertreter wäre. Wir werden
deshalb gegen da« Gesetz stimmen.

In ber Gesamiabstimmung wird das Gesetz gegen bte
Stimmen ber Unabhängigen angenommen.

Der Gesetzentwurf über bte Ausdehnung der Meist-
begünftigungeu wird in allen drei Lesungen ohne Aussprache
angenommen.

E» folgt bet Entwurf eines Gesetze» über bie
vereinfachte Form der Gesetzgebnnst.

Für die Zwecke der UebcrgangSwirtschaft wirb bie Regierung et-
mäcktnu. einen Ausschuß von 24 Mitgliedern einzusehen, ber in
Abwesenheit de» Reichstages die notwendigen Gesetze Bet-
abfchiedet. 1

Frau Zletz MSP.): Wir find dagegen, daß einer Kom-
mission so weitgehende Vollmacht gegeben wird. Wir verlangen,
daß alle wichtigen Entwürfe dem Plenum Borgelegt werden.

Die Abgeordneten Ledebour und Dr. Roseufeld (USP.)
erheben Einspruch gegen die Vornahme der sofortigen dritten
Beratung.

Der Präsident bittet um bie Ermächtigung, die nächste
Sitzung und deren Tagesorbnung selbst zu bestimmen. Dann
gedenkt der Präsident in warmen Worten der am nächsten Sonn-
tag stattfindenden Abstimmung in O st - unb West-
preußen. Möge bie Abstimmung eine gewaltige, übermächtige
Kundgebung für ba8 Deutschtum in ben Ostmarken werden. Ost-
Preußen! Westpreußenl bleibt getreu! (Lebhafter Beisall,
Händeklatschen.)

Schluß 4 Uhr.

politisihe Nachrichten.

NordschlkSwisis Ueberqang an Dänemark.
Der »Deutschen Allg. Zeitung" wind au8 Kopenhagen ge-

meldet:
Nach einer beim Ministerium be» Aeutzeren eingetroffenen

Nachricht wurde ber Vertrag zwischen den Alliierten und Dänemark
über bie neue deutsch-dänische Grenze Montag vor-
mittag in Pari» unterzeichnet. Man nimmt an, daß der
Kurier, der ben Vertrag nach Dänemark überbringt, am Donners-
tag in Kopenhagen eintreffen wird. Dann soll noch am gleichen
Taae eine StaatSratSsitzung stattffnden, in der der König das
Dokument unterzeichnen wird. Dieser Tag wird al» der »SBteber«
BereintgungStag" mit Glockengeläute, FestgotteSdiensten und Bo!kS^
festlichkeiten im ganzen Lande begangen werden. Am folgenden
Tage wird bet König nach Koldino reifen und auf bem viel
erwähnten Schimmel, den ihm ber Lehngraf Dannefkjold-
Sainioe zu diesem Tage zur Verfügung gestellt hat, über die
Grenze retten. Am Sonnabend findet da» Fest auf ben Düppeler
Schanzen statt.

Neue Millionen für die Wasserstraßen.
Der Preußischen Lande»Versammlung ist ein Gesetzentwurf

über bie Vollendur« be» MitiellanbkanalS zugrgangen.
@r fordert 242,8 Millionen Mark für den Weser-Elbe-
lanal, weitere 255 Millionen Mark für den Ausbau be#
Ihle- unb Plauer Kanals, 18 Millionen für ben Aus-
bau bes Obet-SpteekanalS, 10 Millionen für bie Ver-
besserung ber Anlagen unb 10 Millionen zum Zweck de» Ankauf»
von Grundstücken: im ganzen 806 Millionen Mark.

Für bie Verlängerung ber Oberwasser st ratze unter-
halb BreSlau unb für die Schaffung weiterer Stauerräume
'ordert ein ber Preußischen Lande»Versammlung zugegangener
Gesetzentwurf 40 Millionen Mark.

Für den weiteren Ausbau be» Schleppberriebe» auf bem
Rhein-Weser- unb Elbekanal fordert ein ber Preutzi.
schen LanbeSveriammlung zugegangener Gesetzentwurf »eitere
81 Millionen Mark.
Ter demokratische Präsidentschaftskandidat der Union

Dientet meidet au8 San Franzisko, wo der Konvent der
demolrattlchen Partei lagt: Gotwetneur Eox ist zum demokratischen
Kandidaten für die Präiidemschait gewählt worden.

Daum börste die Kandidatenliste für die im Oktober oder November
stnttfindknde Wahl des owerckomi'cten Stooieoderdanpl» abgeschlossen
fein. Für die Republikaner kandidiert Senator Harding, für die
Sozialisten Genosse Ted», über dessen Ernennung im Zuchthaus,
wo er für eint pazifistische Rede büßen muß, wir gestern berichteten.

VlMW LMeMklllWlM.
(Telephonischer Bericht.)

öeratong öes Staatshaushaltsplanes.
148. Sitzung. Dienstag, 6. Juli, mittags 12 Uhr.

Am RegierungStifch Severing, Lüdemann, Oeser.
Das Hau» erledigt zunächst zahlreiche Anfragen,

deren Beantwortung, wie immer in diesem Hause, in einet
Form unb bei so großer Unruhe erfolgen, daß bie Bericht-
erstattung unmöglich ist.

Eine Reihe kleiner Vorlagen, wie Entlastung der
Oberrechnungskammer und Sehnliches, wird durch Kenntnis-
nahme erledigt.

Ter NothauShalt wird ohne Aussprache dem Staa:»-
hauShaltSauSschuß überwiesen.

ES folgt die erste Beratung der Gesetzentwürfe» über bU
Feststellung bes
Staatshaushaltsplanes fir das Rechnungsjahr 1920.

Zur Geschäftsordnung beantragt Dr. Rade (DDP.): Ueber-
Weisung bcS Haushalt» für 1920 nebst den dazu vorliegenden
Gesetzentwürfen an den HauShaltsauSschuß, und zwar ohne
Aussprache. — Wenn wir auch zu dem Ergebnis der Verhand-
lungen in Spa nur kleine Hoffnungen haben können, so muß
doch alle» vermieden werden, was geeignet ist, ein günstige» Er-
gebnis für Deutschland tn irgendeiner Form zu gefährden. Die
Zeit gebietet, daß die Preußische SanbciBerfammlung und dar
Volk geschlossen auftreten. Dem kann durch Annahme unsere»
Antrages Ausdruck gegeben werden. (Beifall.)

v. d. csten (DuP.): Der Haushalt muß beraten werden.
(Große Unruhe links.) Wir stellen die Partei nicht über da»
Vaterland. §ö muß hier mal eine scharfe Not« angeschlagen
werden. (Anhaltende große Unruhe.)

Siering (SD.): Wir sind gegen den Antrag Rade, weil wir
nicht einsehen können, warum unsere Verhanblungen ungünstig
auf Spa wirken können.

Porsch (Z.); Wir sind einstimmig der Auffassung, daß bte
Beratung verschoben werden muß. Da» Land interessiert sich
sicher mehr für Spa al» für uns. (Beifall.)

Ludwig (USP.): Wir legen gerade jetzt Wert darauf,
Wahrheiten au» dem Fenster berauszuschrcien.

Dr. v. Krause (DVP.): Auch nur wollen alle» vermeiden,
wo» irgendwie ben Verhanblungen in Spa schaden könnte.

Da ber Antrag ber Demokraten auf Widerspruch stößt, kann
geschäftrorbnungSinäßig eine Abstimmung darüber nicht erfolgen.
Daher tritt da» Hau» in die Beratung des Haushalts ein.

Finanzminister Lüdemann: Die wichtigsten Verwaltungen
PreuyenS sind in Fortfall gekommen. Das unterscheidet ben
gegenwärtigen Haushalt erheblich von bem früherem Die End-
ziffern zeigen in Einnahme und Ausgabe 5,6 Milliarden gegen-
über 9,6 Milliarden int Vorjahre. Der Abschluß für 1919 wirb
sich voraussichtlich noch ungünstiger stellen, al» ber der Vorjahre. ,
Bei den Eisenbahnen allein muß mit einem Fehlbetrag
von 3,9 Milliarden gerechnet werden, die ErwerbSlosen-
fürforge belastet uns mit 118 Millionen, der neue Haushalts-
plan hält sich mit 5,6 Milliarden äußerlich da» Gleichgewicht.
Die Haupteinnahme stellt der Anteil Preußen» an der Reichs-
einkommensteuer im Betrage von S143 Millionen. Trotz Ein-
schränkung de« Staatsbetriebe» und de» Beamtenavparate» sind
insgesamt 4450 neue Beamtenstellen erforderlich gewesen, obwohl
überall nach bem Grundsatz strengster Sparsamkett verfahren
worden ist Die fundierten Schulden belaufen sich auf
10,6 Milliarden, die schwebenden auf 14,6 Milliarben.
Sie gehen nach Durchführung be» Eisenbahnvertrages an bat
Reich über, so daß Preußen bann schulbenfrei dasteht.
Leider wird die StaatSwirtschaft sich aber nicht in den Rahmen
einfügen, ben ber Haushaltsplan gezogen hat. Schon die B e -
folbunglreform mit einem Gesamtaufwand von 4043
Millionen geht weit über den veranschlagten Betrag hinan», denn
von dieser Summe bleiben 1531 Millionen ungedeckt. Abgesehen
davon hat sich die Finanzlage durch neue Forderungen verschlecht
tert, für die auch noch keine Deckung gefunden ist. An lausenden
Ausgaben sind durch die neuen Tarifverträge für die
8 n g e ft eilten 200 Millionen hinzugekommen, für bie
Sichsrheitspolizei mehrere 100 Millionen, und 180 bie
800 Millionen für bie Erwerbslosenfürsorge: dazu kommen 600
Millionen für T u m u l t s ch ä d e n , etwa 61 Millionen für ben
KleinwohnungSbau. Wäbrend der vorliegende Haushalt»»
plan mit 5,6 Milliarden balanciert und dabei noch eine Reserve von
526 Millionen für Besoldung-vorlagen bereit steht, find in den
verflossenen Mongten über 2 Milliarden ungedeckte


